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TOP 1: Bundesratsinitiative zur Änderung des 

Verbraucherinformationsgesetzes (VIG) und des Lebensmittel- und 

Futtermittelgesetzbuches (LFGB) 

- Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten - 

 

 

Beschluss: 

1. Der Ministerrat beschließt, den Entschließungsantrag beim Bundesrat 

einzubringen. Es soll um Aufsetzung auf die Tagesordnung des Bundesrates 

vom 20. Dezember 2019 gebeten werden. 

2. Das Ministerium für Umwelt, Energie, Ernährung und Forsten erhält gemeinsam 

mit der Staatskanzlei und dem Ministerium für Wirtschaft, Verkehr, 

Landwirtschaft und Weinbau mit Blick auf das weitere Verfahren 

Redaktionsvollmacht. 

 

Erläuterungen: 

Die Vorkommnisse in der Lebensmittelüberwachung der Vergangenheit (Dioxin, 

Pferdefleisch, Listerien usw.) und die damit bei den Verbraucherinnen und 

Verbrauchern aufkommende Verunsicherung haben gezeigt, dass staatliche 

Information über etwaige Missstände bei der Herstellung von Lebensmitteln ein 

wichtiges Instrument ist, um den Verbraucherinnen und Verbrauchern die relevanten 

Informationen an die Hand zu geben, die sie für ihre Konsumentenentscheidungen 

benötigen. Bislang bestehen derartige Regelungen voneinander getrennt im 

Verbraucherinformationsgesetz (VIG) und im Lebensmittel- und 

Futtermittelgesetzbuch (LFGB). Die Regelungen beider Gesetze sollen überprüft, 

aktualisiert und aufeinander abgestimmt werden. 


